Reisekosten


Überblick

Bei Fahrtkosten, Verpflegungsmehraufwendungen, Übernachtungskosten und Reisenebenkosten handelt es sich um Reisekosten, wenn diese Aufwendungen durch eine (so gut wie) ausschließlich beruflich veranlasste Auswärtstätigkeit des Arbeitnehmers entstehen.

Die berufliche Veranlassung der Auswärtstätigkeit sowie den Reiseweg und die Reisedauer hat der Arbeitnehmer aufzuzeichnen und anhand geeigneter Unterlagen (z. B. Fahrtenbuch, Tankquittungen, Hotelrechnungen etc.) nachzuweisen oder glaubhaft zu machen.

Durch die Reisekostenreform 2014 wurde der bislang existierende Begriff der „regelmäßigen Arbeitsstätte“ durch den gesetzlichen Begriff der „ersten Tätigkeitsstätte“ ersetzt. Dabei sind die Fahrten zur ersten Tätigkeitsstätte nach den Grundsätzen der Entfernungspauschale abzurechnen und begründen somit keine Reisekostenabrechnung.

Definition „erste Tätigkeitsstätte“

Wie bisher kann es im jeweiligen Dienstverhältnis nur eine erste Tätigkeitsstätte geben. Die erste Tätigkeitsstätte bestimmt sich nicht mehr nach dem Schwerpunkt der beruflichen Tätigkeit des Arbeitnehmers, sondern wird vom Arbeitgeber festgelegt. Die Tätigkeitsstätte kann im Arbeitsvertrag oder durch anderweitige arbeitsrechtliche Regelungen festgelegt werden. Sie muss aber nicht zwingend schriftlich erfolgen.

Die erste Tätigkeitsstätte kann neben einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers auch eine betriebliche Einrichtung eines verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten, der der Arbeitnehmer dauerhaft zugeordnet ist, sein.

Des Weiteren gilt auch eine Bildungseinrichtung, die außerhalb eines Dienstverhältnisses (z. B. bei einem Vollzeitstudium) aufgesucht wird, als erste Tätigkeitsstätte. Somit scheidet ein Ansatz der tatsächlichen Fahrtkosten zur Bildungseinrichtung aus.

Beruflich veranlasste Auswärtstätigkeit

Wird der Arbeitnehmer vorübergehend außerhalb seiner Wohnung und seiner ersten Tätigkeitsstätte tätig, liegt eine Auswärtstätigkeit vor. Des Weiteren liegt eine Auswärtstätigkeit vor, wenn der Arbeitnehmer bei seiner beruflichen Tätigkeit typischerweise nur an ständig wechselnden Tätigkeitsstätten oder auf einem Fahrzeug tätig wird.

Die Auswärtstätigkeit ist vorübergehend, wenn der Arbeitnehmer seine berufliche Tätigkeit voraussichtlich an seiner ersten Tätigkeitsstätte fortsetzen wird.

Fahrtkosten

Fahrtkosten sind die tatsächlichen Aufwendungen, die dem Arbeitnehmer durch die Nutzung von Beförderungsmitteln entstehen. Bei der Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel ist der entrichtete Fahrpreis einschließlich etwaiger Zuschläge anzusetzen. Bei der Nutzung seines privaten Fahrzeugs ist der Teilbetrag der jährlichen Gesamtkosten dieses Fahrzeugs anzusetzen, der dem Anteil der zu berücksichtigenden Fahrten an der Jahresfahrleistung entspricht. Abweichend davon können die Fahrtkosten auch mit pauschalen Kilometersätzen (€ 0,30 pro Fahrtkilometer) angesetzt werden.

Erfolgt eine Erstattung der Fahrtkosten durch den Arbeitgeber, ist diese steuerfrei, soweit höchstens die als Werbungskosten abziehbaren Beträge erstattet werden. Wird dem Arbeitnehmer für die Auswärtstätigkeit im Rahmen seines Dienstverhältnisses ein Fahrzeug zur Verfügung gestellt, dürfen vom Arbeitgeber die pauschalen Kilometersätze nicht, auch nicht teilweise, erstattet werden.

Bei der Ermittlung der Fahrtkosten ist durch die Reisekostenreform 2014 eine neue Besonderheit zu beachten. Selbst wenn ein Arbeitnehmer keine erste Tätigkeitsstätte unterhält, er aber nach dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen zur Aufnahme seiner Tätigkeit dauerhaft denselben Ort (Sammelpunkt, z.B. Fahrten zu einem Busdepot) oder dasselbe weiträumige Tätigkeitsgebiet (z.B. Fahrten eines Briefzustellers zu seinem Einsatzgebiet) typischerweise arbeitstäglich aufzusuchen hat, gelten die Regelungen zur Entfernungspauschale. Somit sind nur die Fahrten innerhalb des weiträumigen Tätigkeitsgebietes nach reisekostenrechtlichen Regelungen abrechenbar.

Verpflegungsmehraufwendungen

Verpflegungsmehraufwendungen sind mit den gesetzlichen Pauschbeträgen anzusetzen. Entscheidend für die Höhe des Pauschbetrages ist die Abwesenheit des Arbeitnehmers von seiner Wohnung und seiner ersten Tätigkeitsstätte an dem jeweiligen Kalendertag. Ein Einzelnachweis über Verpflegungsmehraufwendungen berechtigt nicht zum Abzug höherer Beträge. 

Mit der Reisekostenreform wurde die dreistufige Staffelung der Pauschbeträge in eine zweistufige Staffelung geändert. Bei eintägigen inländischen Reisen wird:


bei einer Abwesenheitszeit von mehr als 8 Stunden eine Tagegeldpauschale von € 12,00 und


bei ganztägigen Abwesenheitszeiten eine Tagegeldpauschale von € 24,00 gewährt.

Bei mehrtägigen Reisen gilt für den An- und Abreisetag eine Pauschale von € 12,00. An diesen Tagen kommt es nicht auf eine Mindestabwesenheitszeit an. 

Sofern der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Mahlzeiten während einer Auswärtstätigkeit stellt und grundsätzlich eine Tagegeldpauschale in Betracht kommen würde, bleibt der Wert der üblichen Mahlzeitgestellung (Wert der Mahlzeit bis max. € 60,00) steuerfrei. Demgegenüber ist die Tagegeldpauschale um den Wert der Mahlzeit zu kürzen. Wenn kein Tagegeldanspruch aufgrund zu geringer Abwesenheitszeiten besteht, ist die Mahlzeitgestellung vom Arbeitgeber lohnsteuerlich zu erfassen.

Dreimonatsfrist

Der Abzug der Verpflegungsmehraufwendungen beschränkt sich bei derselben Auswärtstätigkeit auf die ersten drei Monate. Nach der Reisekostenreform 2014 kommt es bei der Anwendung der Dreimonatsfrist bei Unterbrechungen nicht mehr auf die Unterscheidung zwischen einer privat veranlassten bzw. einer betrieblich veranlassten Unterbrechungszeit an. Sofern die Unterbrechung einer Auswärtstätigkeit mindestens vier Wochen andauert, wird mit Aufnahme der Tätigkeit an dem vormaligen Tätigkeitsort eine neue drei-monatige Tagegeldfrist begründet. Unerheblich ist demnach, ob der Anlass der Unterbrechung im privaten oder/und betrieblichen Bereich liegt.

Übernachtungskosten

Hierbei handelt es sich um Aufwendungen, die dem Arbeitnehmer für die Inanspruchnahme einer Unterkunft zur Übernachtung entstehen. Die Aufwendungen sind einzeln nachzuweisen. Kann aus einem Zahlungsbeleg der Preis für die Verpflegung nicht festgestellt werden, ist der Gesamtpreis zur Ermittlung der Übernachtungskosten für Frühstück um 20 % und für Mittag- und Abendessen um jeweils 40 % des für den Unterkunftsort maßgebenden Pauschbetrages für Verpflegungsmehraufwendungen (Abwesenheitsdauer von mindestens 24 Stunden) zu kürzen.

Der Arbeitgeber kann dem Arbeitnehmer die tatsächlich entstandenen und nachgewiesenen Kosten steuerfrei ersetzen. Ohne Einzelnachweis darf der Arbeitgeber für jede Übernachtung im Inland einen Pauschbetrag von € 20,00 steuerfrei erstatten.

Bei beruflich veranlassten Übernachtungen an einer Tätigkeitsstätte, die nicht erste Tätigkeitsstätte ist, können die Unterkunftskosten in den ersten 48 Monaten in tatsächlicher Höhe abgezogen werden. Nach Ablauf der 48 Monate soll hier ein Höchstbetrag von € 1.000,00 pro Monat gelten. Bei einer Unterbrechung von mindestens 6 Monaten beginnt die Frist von 48 Monaten von Neuem.

Reisenebenkosten

Bei Reisenebenkosten handelt es sich um die tatsächlichen Aufwendungen z. B. für


Beförderung und Aufbewahrung von Gepäck


Ferngespräche und Schriftverkehr beruflichen Inhalts mit dem Arbeitgeber oder dessen Geschäftspartner


Straßenbenutzung und Parkplatz soweit Schadensersatzleistungen infolge von Verkehrsunfällen, wenn die jeweils damit verbundenen Fahrtkosten als Reisekosten anzusetzen sind

Aufwendungen für private Ferngespräche, Massagen, Minibar oder Pay-TV sind dagegen grundsätzlich keine Reisenebenkosten.

Der Arbeitgeber kann die Reisenebenkosten in der nachgewiesenen oder glaubhaft gemachten Höhe steuerfrei ersetzen.

Auslandsreisekosten

Grundsätzlich gelten für Auslandsauswärtstätigkeiten die gleichen Grundsätze wie bei Inlandsreisen. Auf einige Besonderheiten ist jedoch zu achten:

a)
Reisen vom Inland ins Ausland

Entscheidend für den anzusetzenden Pauschbetrag bei Reisen vom Inland ins Ausland ist das Land, das der Steuerpflichtige vor 24 Uhr Ortszeit zuletzt erreicht hat.

b)
Reisen von einem ausländischen Staat in einen anderen ausländischen Staat

Auch in diesem Fall ist der Pauschbetrag für das Land anzusetzen, das vor 24 Uhr Ortszeit zuletzt erreicht wurde.

c)
Reisen vom Ausland ins Inland

Liegt bei einer Reise vom Ausland ins Inland der vor 24 Uhr zuletzt erreichte Ort im Inland, richtet sich der anzusetzende Pauschbetrag nach dem letzten Tätigkeitsort im Ausland.

HINWEIS

Dieses Dokument dient lediglich der Verschaffung eines groben Überblicks über das dargestellte Thema. Es kann eine einzelfallbezogene Beratung nicht ersetzen.


